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1 Einleitung

Die ehemalige britische Kronkolonie Hongkong hat seit
1997 den Status einer Sonderverwaltungsregion (SVR)
(tebie xingzhengqu) der Volksrepublik (VR) China. Leit-
prinzip für die Eingliederung Hongkongs in die Volksre-
publik China war die Formel „ein Land, zwei Systeme“
(yiguo liangzhi), derzufolge Hongkong einen hohen Grad
an Souveränität bewahren soll und nur die Bereiche Au-
ßenpolitik und Landesverteidigung in die Verantwortung
der Zentralregierung in Beijing fallen. Für alle anderen
Belange soll die Regierung der SVR eigenverantwortlich
zuständig sein. Das in der VR China praktizierte „so-
zialistische“ Wirtschaftssystem soll nicht auf Hongkong
übertragen werden, sondern das sozioökonomische System
der ehemaligen britischen Kronkolonie soll auch nach der
Übergabe an die VR China für weitere fünfzig Jahre be-
stehen bleiben.

Neben diesen politischen Veränderungen wurde das
Jahr 1997 auch auf wirtschaftlichem Gebiet zu einem
„Wendejahr“. Die Hongkonger Wirtschaft, die seit den
1980er Jahren ununterbrochenes Wirtschaftswachstum
gewohnt war, wurde kurz nach dem Souveränitätswechsel
von der asiatischen Wirtschaftskrise erfasst und erlebte
eine unerwartete Talfahrt. Die Aktien- und Immobilien-
kurse fielen, die Arbeitslosenzahlen stiegen in Rekordhö-
hen.

Vor diesem Hintergrund gab es zunehmend Bestre-
bungen, einen Strukturwandel der Hongkonger Wirtschaft
herbeizuführen. Seit der außenwirtschaftlichen Öffnung
Chinas Anfang der 1980er Jahre war die verarbeitende
Industrie in großem Umfang auf das chinesische Festland
ausgelagert worden. In der Folge intensivierte sich die Rol-
le Hongkongs als Handels- und Dienstleistungszentrum
für China und die gesamte Region. Angesichts der Kri-
se von 1997 ergriff die Regierung verschiedene Maßnah-
men, die das Ziel verfolgten, einen weiteren Wandel in der
Industriestruktur Hongkongs zu forcieren und die SVR
zu einem regionalen Technologiezentrum aufzubauen.1 So

1Vgl.: Margot Schüller, „Hongkongs Wirtschaft in der Rezession:
Auswirkungen der Asienkrise und Ansätze zur Krisenbewältigung“,

betonte der neue Hongkonger Regierungschef Tung Chee-
hwa (Dong Jianhua) bereits kurz nach seiner Amtsein-
führung in seiner ersten Regierungserklärung die Bedeu-
tung von Zukunftstechnologien wie der Informationstech-
nologie (IT) und kündigte unter anderem den Ausbau der
Hongkonger IT-Infrastruktur und die Förderung der Aus-
bildung im IT-Bereich an.2 In seiner zweiten Regierungs-
erklärung von 1998 wurden neben weiteren Maßnahmen
zur Förderung digitaler Informations- und Kommunikati-
onstechnologien auch Pläne für ein Projekt zur elektroni-
schen Abwicklung von Verwaltungsvorgängen, des Elec-
tronic Service Delivery (ESD), bekannt gegeben.3 Noch
im selben Jahr wurde daraufhin eine ausführliche IT-Stra-
tegie der Regierung veröffentlicht, welche auch Pläne und
konkrete Zielvorgaben für die Entwicklung von Electronic
Government, kurz E-Government genannt, enthält. Da-
mit gehörte die Hongkonger Regierung weltweit zu den
Ersten, die das elektronische Regieren auf die Tagesord-
nung setzten und eine detaillierte E-Government-Stra-
tegie entwickelten. E-Government ist in Hongkong Be-
standteil einer umfassenden IT-Strategie, die dafür sor-
gen soll, dass die Sonderverwaltungsregion, in der bereits
1998 digitale Informations- und Kommunikationstechno-
logien weit verbreitet waren, auch in Zukunft eine der
weltweit führenden „digitalen Städte“ ist. Frau Carrie Yau
(You Zengjiali), Secretary for Information Technology and
Broadcasting, betont die Rolle der Regierung bei der För-
derung digitaler Technologien: „The Hong Kong Govern-
ment is firmly committed to driving our growth as a lead-
ing digital city. We will take the lead and will continue to
invest in IT for building an efficient E-government.“4

Von der Einführung von E-Government erwartet die
Regierung einerseits trotz der zunächst erforderlichen,
nicht unerheblichen Investitionen eine Erhöhung der Ef-
fektivität der Verwaltung und damit mittel- bis langfris-
tig Kosteneinsparungen, die angesichts des anhaltenden
Haushaltsdefizits dringend erforderlich erscheinen. Ande-
rerseits präsentiert sich die Regierung als bürgernaher,
transparenter elektronischer Dienstleister und erhofft sich
daraus resultierend einen Imagegewinn sowie letztendlich
einen Zuwachs an Legitimität. Die Legitimitätsbasis der
Regierung der SVR war seit der Wirtschaftskrise von 1997
beständig gesunken.5 Ein wirtschaftlicher Aufschwung in-
folge der E-Government-Initiative und der Förderung von
Informationstechnologie und E-Commerce seitens der Re-
gierung könnte sich daher zusätzlich günstig auf die Le-
gitimität der Regierung auswirken. Das Hongkonger E-
Government verdient aus verschiedenen Gründen beson-
dere Beachtung. Es handelt sich um eines der frühesten
Projekte dieser Art in Asien und kann somit als relativ
ausgereiftes E-Government im asiatischen Raum betrach-
tet werden. Andere Länder, in denen die Digitalisierung
der Verwaltung bisher noch nicht weit fortgeschritten ist,

in: C.a., 1998/7, S.733.
2Vgl.: http://www.policyaddress.gov.hk/pa97/english/patext.

htm, Aufruf am 4.11.2003.
3Vgl.: http://www.policyaddress.gov.hk/pa98/english/econ1.

htm, Aufruf am 4.11.2003.
4Vgl.: http://www.info.gov.hk/digital21/eng/e-gov/e_ch03.htm,

Aufruf am 7.12.2003.
5Vgl.: Heike Holbig/Liu Jen-kai, „Drei Jahre politisches System

der SVR Hongkong: ’Business as Usual’ oder ’Deformierte Demo-
kratie’? Teil 1“, in: C.a., 2000/7, S.792.
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wie beispielsweise auch das „Mutterland“ China, könnten
von den in Hongkong gemachten Erfahrungen bei der Ein-
führung von E-Government profitieren. Zudem wurde das
Hongkonger E-Government unter besonderen politischen
Rahmenbedingungen, dem erstmals praktizierten Prinzip
„ein Land, zwei Systeme“, implementiert.

Im folgenden Beitrag soll daher die E-Government-
Strategie der Hongkonger Regierung sowie deren prakti-
sche Umsetzung analysiert und dargestellt werden. Im an-
schließenden Abschnitt (2) wird zunächst der Gegenstand
der vorliegenden Untersuchung erläutert und geklärt, was
E-Government bedeutet und welche Bedingungen erfüllt
sein müssen, um E-Government vollständig umzusetzen.
Grundvoraussetzung für die Einführung von E-Govern-
ment sind verschiedene Faktoren wie beispielsweise ei-
ne digitale Infrastruktur und die Verfügbarkeit elektroni-
scher Informations- und Kommunikationstechnologie für
große Teile der Bevölkerung. Diese Indikatoren, die sich
unter dem Begriff „E-Readiness“ zusammenfassen lassen,
werden im darauf folgenden Abschnitt (3) betrachtet. Im
Anschluss daran sollen in Abschnitt vier die zentralen
Punkte der E-Government-Strategie der Hongkonger Re-
gierung zusammengefasst werden, die Teil der integrier-
ten IT-Strategie Digital 21 ist. Um zu klären, inwieweit
diese Strategie inzwischen umgesetzt wurde, sollen im da-
rauf folgenden Abschnitt (5) die wichtigsten Elemente des
Hongkonger E-Government analysiert werden. Die Digita-
lisierung der Verwaltung erfordert nicht unerhebliche In-
vestitionen von Seiten der Regierung. Der Frage, welche
Kosten die E-Government-Projekte in den vergangenen
Jahren verursacht haben, wird in Abschnitt 6 nachgegan-
gen. In Abschnitt 7 wird der Versuch unternommen, die
Position des Hongkonger E-Government im internationa-
len Vergleich zu bestimmen. Das Schlusskapitel fasst die
wesentlichen Ergebnisse der Untersuchung noch einmal
zusammen und versucht, einen Ausblick auf die weitere
Entwicklung des elektronischen Regierens in der Sonder-
verwaltungsregion zu geben.

2 E-Government: Regieren im In-
formationszeitalter

Seit Ende der 1990er Jahre wird in Diskussionen und Pub-
likationen zur Informationsgesellschaft immer häufiger der
Begriff Electronic Government – oder kurz E-Government
– verwendet. Gemeint ist damit die Abwicklung geschäft-
licher Prozesse im Zusammenhang mit Regieren und Ver-
walten mit Hilfe von Informations- und Kommunikations-
techniken (IKT) über elektronische Medien. Dies umfasst
den gesamten öffentlichen Sektor, bestehend aus Legisla-
tive, Exekutive und Jurisdiktion sowie öffentlichen Unter-
nehmen.

E-Government umfasst Prozesse innerhalb der öffent-
lichen Verwaltung (G2G) sowie zwischen dieser und den
Bürgern (C2G und G2C), der Wirtschaft (B2G und G2B)
sowie den Non-Profit- und Non-Government-Organisa-
tionen (N2G und G2N). Dieses Beziehungsgeflecht wird
in der folgenden Abbildung dargestellt, in welcher der
Bereich des Electronic Government besonders hervorge-
hoben ist.

Abbildung 1: Electronic Government in einem
„X2Y“-Beziehungsgeflecht

E-Government Bürger Regierung Wirtschaft NPO/NGO

Bürger C2C C2G C2B C2N

Regierung G2C G2G G2B G2N

Wirtschaft B2C B2G B2B B2N

NPO/NGO N2C N2G N2B N2N

Quelle: Jörn von Lucke/Heinrich Reinermann, „Speyerer Defi-
nition von Electronic Government“, Speyer 2000: Forschungs-
institut für öffentliche Verwaltung bei der Deutschen Hoch-
schule für Verwaltung Speyer, im Internet: http://foev.dhv-
speyer.de/ruvii/SP-EGov.pdf, S.2.

Von Lucke und Reinermann entwickeln ein E-Gov-
ernment-Modell, welches aus drei Interaktionsstufen be-
steht, die sie Information, Kommunikation und Transak-
tion nennen.

Bei der untersten Interaktionsstufe „Information“ fin-
det die Kommunikation nur in eine Richtung statt, es
werden lediglich Informationen zur Verfügung gestellt,
die vom Anwender (Bürger) nur gelesen werden kön-
nen. Der Leser der Informationen hat dabei keine Mög-
lichkeit, in Kontakt mit der Verwaltung zu treten. Bei-
spiele hierfür wären Bürgerinformationssysteme für die
Bevölkerung, Touristinformationssysteme zur Förderung
des Fremdenverkehrs, Wirtschaftsinformationssysteme im
Rahmen der Wirtschaftsförderung, Gremieninformations-
systeme zur Unterstützung von Versammlungen und Aus-
schüssen, Fachinformationssysteme in der Verwaltung und
sonstige Wissensdatenbanken.

Die zweite Interaktionsstufe „Kommunikation“ ermög-
licht Dialog und Partizipation. Kommunikationslösungen
dieser Stufe reichen von einfachen Systemen wie Internet
Relay Chat (IRC), E-Mail, webbasierten Diskussionsforen
und Chatrooms bis hin zu komplexen Anwendungen auf
Audio- und Videobasis, etwa Interactive-Voice-Response-
Systeme oder Videokonferenzsysteme für Telepräsenz und
Telekooperation.

Bei der dritten Interaktionsstufe „Transaktion“ wer-
den ganze Verwaltungsvorgänge online abgewickelt, es
kommt zum „Vertragsabschluss“. In diesen Bereich fallen
beispielsweise der Vertrieb von Dienstleistungen und Pro-
dukten öffentlicher Dienststellen. Diese Gruppe umfasst
elektronische Verwaltungsbescheide, Zulassungen, Lizen-
zen und Genehmigungen, aber auch elektronische Verwal-
tungsdienstleistungen (Electronic Service Delivery) und
den elektronischen Vertrieb von Produkten (Electronic
Product Delivery).6

Kombiniert man diese drei Interaktionsstufen mit den
drei Anwendungsbereichen von E-Government, nämlich
E-Service, E-Administration und E-Partizipation, so er-
hält man eine zweidimensionale Matrix, in welcher sich

6Jörn von Lucke/Heinrich Reinermann, „Speyerer Definition von
Electronic Government“, Speyer 2000: Forschungsinstitut für öf-
fentliche Verwaltung bei der Deutschen Hochschule für Verwaltung
Speyer, im Internet: http://foev.dhv-speyer.de/ruvii/SP-EGov.pdf,
S.3-4.
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prinzipiell alle elektronischen Dienste des Staates abbil-
den lassen.

Abbildung 2: E-Government-Matrix

Transaktion

Kommunikation

Information

E-Service E-Administration E-Partizipation

Quelle: Michael Gisler, „Einführung in die Begriffswelt des
eGovernment“, in: Michael Gisler/Dieter Spahni (Hrsg.),
eGovernment. Eine Standortbestimmung, Bern 2001: Paul
Haupt, S.25.

E-Service meint die „Hilfestellung“ in Alltagsfragen,
der Bereich E-Administration betrifft alle Verwaltungs-
vorgänge und E-Partizipation ist der Bereich, der alle For-
men der (Bürger-) Beteiligung umfasst.

Als eGovernment wird die – gegebenenfalls auch rechtssi-
chere – elektronische Abwicklung von Verwaltungs- und
Gesellschaftsprozessen der öffentlichen Verwaltung über
Organisationsgrenzen hinweg verstanden. Je durchgängi-
ger und freier von Medienbrüchen diese Abwicklung erfolgt,
desto vollständiger wird eGovernment.7

In einem umfassend realisierten E-Government-Kon-
zept finden sich elektronische Abbildungen von her-
kömmlichen vorgangsbearbeitenden Geschäftsprozessen,
die verwaltungsintern und -übergreifend angelegt und
miteinander verknüpft sind. Die Abwicklung dieser Pro-
zesse wird durch Systeme zum Dokumentenmanagement,
zur Registrierung und Archivierung, zur Bearbeitung
in Gruppen und zur Ablaufgestaltung unterstützt.8 Die
Dienstleistungen des Front-Office, wie sie beispielsweise
mit Online-Formularen dem Bürger zur Verfügung ge-
stellt werden, müssen letztendlich in einem leistungsfä-
higen Back-Office erbracht werden. Die Grundlage für ein
leistungsfähiges E-Government ist also eine gut ausgebau-
te interne IT-Infrastruktur der Verwaltung. Hier gilt es,
Schnittstellen zwischen den verschiedenen Prozessen auf-
einander abzustimmen und Medienbrüche möglichst zu
vermeiden, was in vielen Verwaltungen international heu-
te noch längst nicht gewährleistet ist.

Auch wenn es durchaus öffentliche Leistungen gibt,
welche sich nicht für eine Distribution über elektronische
Medien wie dem Internet eignen, kann doch ein großer
Teil des Leistungsspektrums öffentlicher Institutionen, für
welche eine persönliche Anwesenheit nicht notwendig ist,

7Urs Rudolf von Rohr, „eGovernment und die Auswirkungen auf
die Verwaltung“, in: Michael Gisler/Dieter Spahni (Hrsg.), eGov-
ernment. Eine Standortbestimmung, Bern 2001: Paul Haupt, S.114.

8Von Lucke/Reinermann, a.a.O., S.5.

prinzipiell auf elektronischem Wege angeboten werden.9
Bei der Kommunikation zwischen Behörden und Bür-

gern über offene Netze wie dem Internet sind die Daten
bei der Übertragung allerdings verschiedenen Bedrohun-
gen ausgesetzt. Die Daten könnten beispielsweise während
der Übermittlung abgehört oder verfälscht werden. Au-
ßerdem könnte der Kommunikationspartner eine falsche
Identität vortäuschen oder die Kommunikationsbeziehun-
gen leugnen.

Aus diesem Grund ist es notwendig, für die Kommu-
nikation zwischen Staat und Bürger im Rahmen von E-
Government ein Sicherheitssystem zu verwenden, welches
Vertraulichkeit, Integrität und Authentizität gewährleis-
tet. Ein solches System zur Verschlüsselung von Infor-
mationen und zur Identifizierung von Anwendern mit-
hilfe digitaler Zertifikate wird Public Key Infrastructure
(PKI) genannt. Public-Key-Kryptosysteme basieren auf
einer asymmetrischen Verschlüsselung und werden für
zwei Aufgaben verwendet: zum Verschlüsseln von Mittei-
lungen (zum Beispiel einer E-Mail) und als elektronische
Unterschrift (Digitale Signatur). Mithilfe von PKI-Pro-
grammen lassen sich Texte authentifizieren. Der Empfän-
ger eines Textes kann dessen Verfasser damit eindeutig
identifizieren.10

Ein System der Datenübertragung, mit welchem elek-
tronische Transaktionen durchgeführt werden können,
kann nur dann den herkömmlichen Weg von Transak-
tionen ersetzen, wenn digitale Signaturen einer hand-
geschriebenen Unterschrift rechtlich gleichgestellt sind.11
Erst mit einer solchen Gleichstellung sind rechtlich ver-
bindliche Transaktionen möglich. In Deutschland gibt es
bereits seit 1997 eine solche rechtliche Grundlage, das Sig-
naturgesetz (dtSiG), welches Teil des Informations- und
Kommunikations-Dienstegesetzes (IuKDG) ist.12 Den-
noch ist der Einsatz von digitalen Signaturen in Deutsch-
land bis heute nicht sehr weit verbreitet, da es noch an
Anwendungsmöglichkeiten für digitale Signaturen man-
gelt. Nur in einigen Bundesländern bzw. Städten mit rela-
tiv weit entwickelten E-Government-Lösungen können sie
bereits heute verwendet werden.13 In Hongkong wird der
rechtliche Rahmen für Vertragsabschlüsse mittels elektro-
nischer Signaturen durch die Electronic Transactions Or-
dinance festgelegt. Diese Verordnung trat im Jahr 2000 in
Kraft und wurde 2001 revidiert.14

9Volker Herwig klassifiziert diese als Informationen, maschi-
nelle Informationsdienstleistungen und Rechte, Nominalleistungen
und Nominalgüterdienstleistungen sowie Informationsdienstleistun-
gen auf persönlicher Grundlage und Rechtsgüterdienstleistungen.
Vgl.: Volker Herwig, E-Government. Distribution von Leistungen
öffentlicher Institutionen über das Internet, Köln 2001: Eul, S.278.

10Zum Aufbau einer PKI (Public Key Infrastructure) vgl.:
http://www.bsi.de/aufgaben/projekte/sphinx/verwpki/index.htm,
Aufruf am 2.11.2003.

11Einzelheiten zur rechtlichen Problematik der Gleichstellung ei-
genhändiger Unterschriften mit digitaler Signaturen vgl.: Christian
Bock, „eGovernment und Recht“, in: Michael Gisler/Dieter Spahni
(Hrsg.), eGovernment. Eine Standortbestimmung, Bern 2001: Paul
Haupt, S.160-163.

12Vgl.: http://www.dfn-pca.de/bibliothek/sigg/index-print.html,
Aufruf am 20.11.2003.

13Beispielsweise können über das Portal der Stadt Bremen unter
www.bremen.de Transaktionen mit Hilfe digitaler Signaturen abge-
wickelt werden.

14Vgl.: http://www.justice.gov.hk/blis.nsf/e1bf50c09a33d3dc4825
64840019d2f4/e85196eb398eff9048256866002df31b?OpenDocument,
Aufruf am 2.12.2003.
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3 E-Readiness von Hongkong

Die Einführung von E-Government seitens der Regie-
rung kann nur dann erfolgreich sein, wenn eine ausrei-
chende elektronische Infrastruktur und ein relativ hoher
Prozentsatz der Bevölkerung vorhanden ist, der die mo-
dernen elektronischen Informations- und Kommunikati-
onstechnologien überhaupt nutzen kann. Es wurden Me-
thoden entwickelt, um die wichtigsten Indikatoren einer
Gesellschaft in Bezug auf die Nutzung digitaler Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien zu erfassen. Da-
mit ist es möglich, eine vergleichende Bewertung des „Gra-
des der Digitalisierung“ verschiedener Gesellschaften aus
unterschiedlichen Erdteilen vorzunehmen. Dieser „Reife-
grad“ der Informationsgesellschaft wird als E-Readiness
(dianzihua zhunbeidu) bezeichnet.15 Eine groß angelegte
Untersuchung von E-Readiness im internationalen Ver-
gleich wurde 2003 (wie bereits in den drei vorangegan-
genen Jahren) von der Economist Intelligence Unit in
Zusammenarbeit mit IBM veröffentlicht. Dabei wurden
zahlreiche Faktoren aus den Bereichen technische Infra-
struktur, ökonomische Rahmenbedingungen, Verbreitung
von E-Business, politische und rechtliche Rahmenbedin-
gungen, soziale und kulturelle Infrastruktur und elektroni-
sche Dienstleistungen berücksichtigt.16 Nach dieser Studie
liegt Hongkong weltweit auf Rang 10 von 60 untersuchten
Ländern. Auf Platz 1 liegt Schweden, gefolgt von Däne-
mark, den Niederlanden, den USA und Großbritannien.
Die Volksrepublik China belegt in dieser Rangliste den
Platz 50.17 Betrachtet man nur die Länder Asiens, liegt
Hongkong an erster Stelle, gefolgt von Singapur, Südko-
rea, Taiwan und Japan, das im weltweiten Vergleich nur
Platz 24 belegt.18

Auch wenn man einige der für E-Government aus-
schlaggebenden E-Readiness-Indikatoren einzeln betrach-
tet, wird deutlich, dass in Hongkong moderne Kommuni-
kationstechnologie weit verbreitet ist. Im September 2003
gab es in Hongkong insgesamt rund 3,81 Millionen Fest-
netztelefonanschlüsse.19 Die Verbreitung von Mobiltelefo-

15Methoden zur Erfassung von E-Readiness wurden von verschie-
denen Universitäten und Forschungseinrichtungen, unter anderem
auch von dem Mosaik-Konsortium, entwickelt. Eine Übersicht der
verschiedenen Ansätze zur vergleichenden Bewertung von E-Readi-
ness vgl.: http://www.infodev.org/ereadiness/methodology.htm,
Aufruf am 6.12.2003. Bei der unten vorgestellten Studie von
Economist Intelligence Unit und IBM handelt es sich um die
jüngste international vergleichende Studie, welche auch Hong-
kong mit einbezieht. Andere E-Readiness-Studien berücksichtigen
Hongkong entweder gar nicht oder liegen bereits längere Zeit
zurück. Die Untersuchungen Hongkongs nach der Mosaik-Methode
oder den von der APEC entwickelten Kriterien stammen beide
aus dem Jahr 1999 und wurden seitdem nicht aktualisiert. Vgl.:
http://mosaic.unomaha.edu/schina.pdf, Aufruf am 6.12.2003 und
http://www.info.gov.hk/digital21/eng/ecommerce/apec_annexa.
pdf, Aufruf am 6.12.2003.

16Die genaue Beschreibung der Methodologie und die Gewich-
tung der verschiedenen Indikatoren für diese Untersuchung vgl:
http://www-1.ibm.com/services/strategy/files2/economist.pdf,
Aufruf am 5.11.2003, S.24-25.

17Ebd., S.4-5.
18Die relativ geringe Internetnutzung in Japan liegt hauptsächlich

an den sehr hohen Kosten. Die Onlinegebühren sind im weltweiten
Vergleich in Japan mit großem Abstand am höchsten. Vgl.: Dirk
Nabers, „Das E-Japan-Projekt: Die IT-Initiativen der japanischen
Regierung“, in: Günter Schucher (Hrsg.), Asien und das Internet,
Hamburg 2002: Institut für Asienkunde, S.148.

19Davon waren 2,12 Millionen privat und 1,69 Millionen geschäft-

nen ist sogar noch höher. Im gleichen Monat besaßen rund
6,75 Millionen Hongkonger ein Mobiltelefon, das sind im
Durchschnitt über 98% der Bevölkerung.20 Die Zahl der
in privaten Haushalten vorhandenen Computer ist in den
letzten Jahren stark angestiegen. Hatten im Jahr 2000
„nur“ 49,7% der Privathaushalte einen Computer, so wa-
ren es 2001 bereits 60,6% und 2002 sogar 62,1%. Auch
bei der Zahl der mit dem Internet verbundenen Compu-
ter in Privathaushalten ist ein starkes Wachstum zu ver-
zeichnen. Im Jahr 2000 besaßen 36,4% der Hongkonger
Haushalte einen Computer, der mit dem Internet verbun-
den ist, ein Jahr später war der Prozentsatz schon auf
48,7% angestiegen und erhöhte sich 2002 noch einmal auf
52,5%.21 Bemerkenswert ist dabei, dass 66% der Hong-
konger Internetnutzer 2002 einen Breitband-Zugang22 zur
Verfügung hatten. In keiner anderen Region der Welt
verwenden prozentual so viele Haushalte einen Hochge-
schwindigkeits-Internetzugang.23 Die Internetnutzung in
Hongkong hat in den vergangenen Jahren ein beträchtli-
ches Wachstum zu verzeichnen. Während 1997 lediglich
7,9% (500.000) der Hongkonger online waren, nutzten
2002 bereits 59,58% der Hongkonger Bevölkerung (4,35
Millionen) das Internet. Die folgende Grafik zeigt die Ent-
wicklung der Internet-Nutzung in Hongkong seit 1997.

Abbildung 3: Entwicklung der Internetnutzung in
Hongkong seit 1997 (Internetnutzer in Millionen)
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Quelle: http://www.nua.com/surveys/how_many_online/
asia.html, Aufruf am 14.11.2003. Für 1999 liegen leider keine
Zahlen vor.

Im Jahr 2002 gehörte Hongkong weltweit zu den Re-
gionen mit dem größten prozentualen Anteil von Inter-
netnutzern an der Bevölkerung. In Asien liegt die Sonder-
verwaltungsregion inzwischen auf dem ersten Platz noch

lich genutzte Anschlüsse. Vgl.: http://www.ofta.gov.hk/datastat/
eng_wireline.pdf, Aufruf am 10.11.2003.

20Vgl.: http://www.ofta.gov.hk/datastat/eng_wireless.pdf, Auf-
ruf am 10.11.2003.

21Vgl.: http://www.info.gov.hk/censtatd/eng/hkstat/hkinf/it/it_
1_index.html, Aufruf am 13.11.2003.

22Als Breitband-Internet-Zugang gelten ISDN, DSL oder Kabel-
modem.

23In allen anderen untersuchten Ländern verwendet die Mehrheit
der Internet-User eine langsame Modemverbindung von 56 Kb/s
oder langsamer. In der Rangliste der Länder mit den meisten Haus-
halten, die sich über eine Breitbandverbindung ins Internet ein-
wählen, belegen Deutschland und Schweden die Plätze 2 und 3.
Vgl.: http://www.nielsen-netratings.com/pr/pr_020815.pdf, Aufruf
am 2.12.2003.
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vor Singapur. In China steigt die Zahl der Internetnutzer
ebenfalls stark an, im Juni 2002 waren dort 45,8 Millio-
nen Menschen online, gemessen an der Gesamtbevölke-
rung des Landes sind dies allerdings gerade mal 3,58%.24
Anders als im übrigen Gebiet der Volksrepublik China, wo
von Seiten der Regierung immer wieder versucht wird, be-
stimmte unerwünschte Inhalte mehr oder weniger erfolg-
reich zu sperren,25 haben die Internetnutzer in der Son-
derverwaltungsregion Hongkong uneingeschränkten Zu-
gang auf sämtliche Inhalte des Internets.

Die oben genannten Indikatoren zeigen, dass moderne
elektronische Kommunikationstechnologien von der Hong-
konger Bevölkerung intensiv genutzt werden. Die Rah-
menbedingungen für die erfolgreiche Umsetzung von E-
Government sind daher besonders günstig. Das Phäno-
men der „Digitalen Spaltung“,26 der Unterteilung der Ge-
sellschaft in Nutzer und Nicht-Nutzer der modernen Infor-
mations- und Kommunikationstechnologien, ist in Hong-
kong weit geringer ausgeprägt als in den meisten anderen
Regionen der Welt.27 Dies ist sicherlich auf die Bemühun-
gen der Regierung zurückzuführen, möglichst allen Hong-
kongern die Möglichkeit zu geben, elektronische Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien wie das Internet
zu nutzen.28 Natürlich muss dabei auch berücksichtigt
werden, dass es in einem relativ überschaubaren Ballungs-
gebiet wie Hongkong weit weniger Aufwand erfordert, eine
digitale Infrastruktur aufzubauen, als dies beispielsweise
in einem flächenmäßig so ausgedehnten Land wie China
der Fall ist.

4 Die E-Government-Strategie der
Hongkonger Regierung

Bereits in seiner ersten Regierungserklärung im Jahre
1997, nur wenige Wochen nach der Übergabe der ehema-
ligen britischen Kronkolonie an die Volksrepublik China,
forderte der neue Regierungschef Tung Chee-hwa, Hong-
kong solle „a leader, not a follower in the information

24Ebd.
25Zur Internetzensur und den in China verbotenen Inhalten vgl.:

Gudrun Wacker, „Widerstand ist zwecklos: Internet und Zensur in
China“, in: Günter Schucher (Hrsg.), Asien und das Internet, Ham-
burg 2002: Institut für Asienkunde, S.77-78.

26In der englischsprachigen Literatur wird dieses Phänomen „Dig-
ital Divide“ genannt. Gemeint ist damit einerseits die Spaltung der
Gesellschaft eines Landes in Anwender elektronischer Kommunika-
tionsmittel wie des Internets und einen anderen Teil der Bevölke-
rung, der davon ausgeschlossen ist. Ebenso lässt sich der Begriff des
„Digital Divide“ auch auf die zum Teil erheblichen Unterschiede in
der Internetnutzung zwischen Ländern, vor allem zwischen Indust-
rieländern und Entwicklungsländern, anwenden. Vgl.: Pippa Norris,
Digital Divide. Civic Engagement, Information Poverty, and the
Internet Worldwide, Cambridge 2001: Cambridge University Press,
S.4-5.

27In der Volksrepublik China ist beispielsweise eine extreme digi-
tale Spaltung zwischen Stadt- und Landbevölkerung sowie zwischen
den östlichen und den westlichen Landesteilen festzustellen. Vgl.:
Karsten Giese, „Wer hat Zugang zum Internet? www-Nutzung und
digital divide in China“, in: Günter Schucher (Hrsg.), Asien und das
Internet, Hamburg 2002: Institut für Asienkunde, S.48-54.

28Beispielsweise wurden in Hongkong an vielen öffentlichen Plät-
zen wie Bahnhöfen und Ämtern, aber auch in Einkaufszentren und
Supermärkten Online-Kioske eingerichtet. Vgl.: http://www.info.
gov.hk/digital21/e-gov/eng/init/esd.htm, Aufruf am 5.10.2003.

world of tomorrow“29 sein. In der Regierungserklärung
des folgenden Jahres betonte er die Bedeutung der mo-
dernen Informations- und Kommunikationstechnologien
noch stärker. Hongkong solle auch in Zukunft eine füh-
rende Stadt in der Welt für die Entwicklung und Anwen-
dung von Informationstechnologie sein. Die Informations-
industrie, die in den Jahren zuvor ein jährliches Wachs-
tum von 23,5% hatte, sei ein wichtiger Motor für die wei-
tere Wirtschaftsentwicklung.30 Außerdem kündigte Tung
die Einführung eines Online-Systems für die Distribution
von Diensten der Regierung an.

The Government will spend $173 million on launching the
on-line Government Electronic Services Delivery Scheme,
which from 2000, will allow anyone to access public services
and information 24 hours a day via the Internet and other
means of electronic access. This will be an important step
in facilitating growth in electronic commerce, as well as
enhancing Government’s own efficiency.31

In der Folge wurde im selben Jahr eine ausführliche
IT-Strategie der Regierung mit dem Namen Digital 21
(shuma 21) veröffentlicht.

4.1 Die IT-Strategie Digital 21

Das Strategiepapier Digital 21 wurde von dem 1998
neu gegründeten Information and Broadcasting Bureau
(ITBB) (zixun keji ji guangbo ke) ausgearbeitet.32 Das
ITBB hat die Aufgabe, die Politik bezüglich Informati-
onstechnologie, Rundfunk und Fernsehen zu formulieren
sowie deren Umsetzung zu koordinieren und anzuleiten.
Daher war es auch für die Koordination der Implemen-
tierung der in dem Papier Digital 21 formulierten Zie-
le verantwortlich. Ihm stand beratend das ebenfalls 1998
gegründete Information Infrastructure Advisory Commit-
tee (IIAC) zur Seite. Das Programm Digital 21 enthält
konkrete Zielvorgaben, die vor allem die Informations-In-
frastruktur und -Dienstleistungen Hongkongs verbessern
sollen, durch welche die Sonderverwaltungsregion zu ei-
ner „führenden digitalen Stadt“ werden soll. Durch ei-
ne schrittweise Liberalisierung des Telekommunikations-
marktes von 1999 an versprach man sich letztendlich Aus-
wirkungen auf eine Verbesserung der Infrastruktur. Au-
ßerdem war es erklärtes Ziel, Hongkong zu einem wichti-
gen Internet-Knotenpunkt für die gesamte Asiatisch-Pazi-
fische Region auszubauen. Besonderes Gewicht wurde da-
bei auf den Ausbau der Anbindung an die direkt an Hong-
kong angrenzende Provinz Guangdong der Volksrepublik
China gelegt. Damit sollte Hongkong zu einem wichti-
gen Internet-Tor zu China werden. Außerdem wurde in
Zusammenarbeit mit dem Education and Manpower Bu-
reau (EMB) ein auf fünf Jahre angelegter Plan zur Ausbil-
dungsförderung im IT-Bereich erarbeitet, der sicherstellen

29Vgl.: http://www.policyaddress.gov.hk/pa97/english/patext.
htm, Aufruf am 4.11.2003.

30Vgl.: http://www.policyaddress.gov.hk/pa98/english/econ1.
htm, Aufruf am 4.11.2003.

31Vgl.: http://www.policyaddress.gov.hk/pa98/english/econ1.
htm, Aufruf am 4.11.2003.

32Das ITBB wurde im Juni 2003 umbenannt in Communi-
cations and Technology Branch (tongxun ji kejike) und dem
Commerce, Industry and Technology Bureau angegliedert. Vgl.:
http://www.info.gov.hk/citb/ctb/.
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sollte, dass eine genügende Anzahl von Menschen Quali-
fikationen im Umgang mit elektronischen Informations-
und Kommunikationstechnologien haben.33

Neben den oben vorgestellten Maßnahmen zur all-
gemeinen Förderung der Informationstechnologie enthält
die Digital-21-Strategie auch spezielle Projekte zum Auf-
bau von E-Government. Beispielsweise wurden konkrete
Schritte zur Verwirklichung einer Infrastruktur für das
oben erwähnte, in der Regierungserklärung von 1998 an-
gekündigte Electronic Service Delivery (ESD) geplant.
Dieses System sollte den Bürgern und der Wirtschaft öf-
fentliche Dienste über verschiedene elektronische Medi-
en wie das Internet, interaktives Fernsehen oder Telefon
sieben Tage in der Woche und 24 Stunden am Tag zur
Verfügung stellen. Das ESD-System war als „One-stop-
shop“ konzipiert und konnte wie geplant bis zum Jahr
2000 vollständig zweisprachig (Englisch-Chinesisch) reali-
siert werden.34 Die ersten öffentliche Dienstleistungen, die
auf elektronischem Weg erledigt werden konnten, waren
unter anderem die Steuererklärung, die Verlängerung des
Führerscheins und die Bezahlung von Rechnungen an die
Regierung. Das Projekt war als Public-Private-Partner-
ship von der Regierung in Zusammenarbeit mit privat-
wirtschaftlichen Investoren, die neben den Diensten der
öffentlichen Verwaltung auf derselben Plattform kommer-
zielle Dienste anbieten, konzipiert.

Zur Verwirklichung dieses ambitionierten E-Govern-
ment-Projekts waren weitere Voraussetzungen zu erfüllen,
die in Digital 21 ebenfalls berücksichtigt wurden. Com-
puter und Internetanwendungen waren zunächst für die
englische Sprache ausgelegt. Zwar wurde nach und nach
auch Software geschaffen, die auch die Kommunikation
mit Sprachen ermöglicht, welche völlig andere Zeichen als
die der englischen Sprache verwenden. Auch wurden Lö-
sungen für die Darstellung chinesischer Schriftzeichen mit
dem Computer entwickelt. Doch hatten sich hier verschie-
dene Standards entwickelt, die nicht miteinander kompa-
tibel sind. Für eine reibungslose Kommunikation in Netz-
werken wie dem Internet ist es aber wichtig, einen einheit-
lichen Standard zu verwenden. Daher setzte sich die Re-
gierung Hongkongs dafür ein, den Standard ISO 1064635

für die Kommunikation in Chinesisch international zu
etablieren. Für Anwendungen wie das ESD sollte eine
einheitliche Schnittstelle für die Verwendung chinesischer
Schriftzeichen gemäß dem ISO 10646 Standard und da-
rauf abgestimmte Software-Applikationen entwickelt wer-
den.36

Als weiteres Projekt sah Digital 21 den Aufbau einer
Public Key Infrastructure (gongkai mimachi jichu jian-
she) vor, welche sichere Transaktionen im Rahmen des
geplanten ESD ermöglichen soll. Als oberste Zertifizie-
rungsbehörde wurde die Hongkong Post bestimmt, welche
diese Funktion bereits ab 1999 erfüllte.

33Vgl.: http://www.info.gov.hk/digital21/eng/download/downloa
d/e-digital21.pdf, Aufruf am 20.10.2003.

34Dieser Zeitrahmen konnte tatsächlich eingehalten werden. Eine
ausführliche Darstellung des ESD-Systems folgt in Abschnitt 5.2.2
(Teil 2) des vorliegenden Artikels.

35Zur Entwicklung des Standard ISO 10646 und anderer Systeme
zur Codierung chinesischer Schriftzeichen vgl.: http://www.nada.
kth.se/i18n/ucs/unicode-iso10646-oview.html, Aufruf am 2.12.2003.

36Vgl.: http://www.info.gov.hk/digital21/eng/download/downloa
d/e-digital21.pdf, Aufruf am 20.10.2003.

Die Schaffung eines rechtlichen Rahmens für den Ab-
schluss elektronischer Transaktionen war ebenfalls Be-
standteil des Strategiepapiers Digital 21. Da die bisherige
Gesetzgebung Hongkongs elektronische Vertragsabschlüs-
se noch nicht ausreichend berücksichtigte, waren für die
erfolgreiche Umsetzung von E-Government-Projekten wie
dem ESD noch weitere rechtliche Verordnungen notwen-
dig.37

Ziel des Maßnahmenpakets der Strategie Digital 21
war vor allem, die öffentlichen Dienstleistungen der Re-
gierung effektiver und qualitativ besser zu machen. Da-
durch sollte gleichzeitig das Vertrauen der Bevölkerung in
elektronische Transaktionen gestärkt werden, was wiede-
rum die Akzeptanz von E-Commerce im Wirtschaftsleben
erhöhen sollte.

Die Arbeit des ITBB als federführender Institution so-
wie der bei der Umsetzung beteiligten oben genannten Or-
ganisationen kann als erfolgreich betrachtet werden. Die
in dem Strategiepapier festgelegten Projekte, die auf den
Aufbau von E-Government oder einer dazu notwendigen
IT-Infrastruktur abzielen, konnten bis zum Jahr 2000 ver-
wirklicht werden. Der vorgesehene Zeitplan für die Ver-
wirklichung der einzelnen Digital-21-Projekte wurde prak-
tisch in allen Punkten eingehalten. Ein großer Teil der
Projekte war bereits 1999 verwirklicht, seit Ende 2000
ist auch das große E-Government-Projekt ESD in Be-
trieb, sodass die Bürger Verwaltungsvorgänge vollständig
über das Internet oder andere elektronische Medien ab-
schließen können. Das ESD-System ist unter der Internet-
Adresse http://www.esd.gov.hk erreichbar. Auch die da-
zu notwendigen Teilprojekte wie der Aufbau einer Public
Key Infrastructure, eines rechtlichen Rahmens für elektro-
nische Transaktionen, eines einheitlichen Standards und
Software-Anwendungen für die chinesische Sprache konn-
ten in dem geplanten Zeitrahmen realisiert werden.38

4.2 Neue Ziele für die IT-Strategie:
„Connecting the World“

Nachdem die Ziele der Strategie Digital 21 bis Ende 2000
im Wesentlichen verwirklicht worden waren, veröffentlich-
te das ITBB im Mai 2001 ein weiteres Strategiepapier
mit dem Titel „Hongkong: Connecting the World“ (shu-
ma Xianggang: lianjie quanqiu). Dieses über fünfzigseitige
Dokument ist die Weiterführung der Digital-21-Strategie
von 1998. Während Digital 21 vor allem Projekte zur Ver-
besserung der IT-Infrastruktur Hongkongs enthielt, legt
das neue Strategiepapier von 2001 besonderes Gewicht auf
die Weiterentwicklung optimaler Bedingungen für E-Busi-
ness in Hongkong. Die Sonderverwaltungsregion soll da-
mit, wie der Titel der Strategie bereits andeutet, ein wich-
tiger Knotenpunkt in der Welt des E-Business werden. Die
Fortsetzung der Digital-21-Strategie von 2001 formuliert
fünf strategische Kernbereiche (key result areas) mit zum
Teil konkreten Zielvorgaben, von denen der zweite eine

37Die dafür notwendigen Verordnungen sollten bis 1999 ge-
schaffen werden. Vgl.: http://www.info.gov.hk/digital21/eng/down
load/download/e-digital21.pdf, Aufruf am 20.10.2003.

38Einzelheiten zu den verschiedenen Projekten und dem Zeit-
punkt ihrer Realisierung vgl.: http://www.info.gov.hk/digital21/
eng/strategy2001/progress_table.html, Aufruf am 2.10.2003.
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konkrete Strategie für die Weiterentwicklung des E-Gov-
ernment enthält. Die fünf Bereiche sind:

1. Verbesserung der Rahmenbedingungen für E-

Business

Im ersten Kernbereich werden folgende Ziele zur Wei-
terentwicklung der Rahmenbedingungen für E-Busi-
ness formuliert. Zur Verbesserung der gesetzlichen
Rahmenbedingungen soll die „Verordnung über elek-
tronische Transaktionen“39 noch im Jahr 2001 über-
arbeitet und erweitert werden.
Bis Ende 2001 soll eine Organisation für die zentrale
Registrierung und Verwaltung von Hongkonger Do-
mainnamen eingerichtet werden.
Schrittweise soll im Southern District (Nanqu) auf der
Insel Hongkong der Cyberport (Shumagang) eröffnet
werden, ein IT-Zentrum, das, mit einer optimalen In-
frastruktur ausgestattet, von 2002 an Unternehmen
der Informationsindustrie beherbergen soll.
Außerdem sollen die Strukturen im Festnetz-, Mo-
bilfunk- und Pay-TV-Bereich weiter verbessert und
durch die Vergabe von Lizenzen an privatwirtschaft-
liche Investoren der Wettbewerb in diesen Bereichen
vergrößert werden.40

2. Die Regierung soll im IT-Bereich mit gutem

Beispiel vorangehen

Der zweite Bereich, welcher in der Neuauflage von
Digital 21 genannt wird, formuliert die weiteren Ziele
der E-Government-Strategie der Regierung. Die we-
sentlichen Punkte darin sind folgende:
Um die institutionellen Rahmenbedingungen für die
weitere Entwicklung des E-Government zu verbes-
sern, ist für das Jahr 2001 die Einrichtung eines E-
Government Coordination Office (dianzi zhengfu xie-
tiao banshichu) geplant.
Bis Ende 2003 sollen 90% der onlinefähigen Verwal-
tungsdienstleistungen eine „E-Option“ haben. Zum
Zeitpunkt der Veröffentlichung des Strategiepapiers
„Hongkong: Connecting the World“ konnten bereits
65% aller Dienste der Regierung auf elektronischem
Wege abgewickelt werden. Außerdem sollen die Bür-
ger ermuntert werden, die vorhandenen E-Optionen
stärker zu nutzen. Auch das Electronic Service De-
livery (ESD)-System soll weiter ausgebaut und um
weitere Funktionen ergänzt werden.
Die Ausschreibung von Regierungsprojekten, die an
die Privatwirtschaft vergeben werden, soll verstärkt
auf elektronischem Wege erfolgen. Bis Ende 2003 ist
geplant, für 80% dieser Ausschreibungen eine E-Op-
tion anzubieten.
IT-Projekte sollen von 2001 an zunehmend ausgela-
gert (outsourced) und an privatwirtschaftliche Firmen
vergeben werden. Ziel soll es sein, zwei Drittel aller
neuen IT-Projekte ebenso wie die Wartungsarbeiten
an private Unternehmen auszulagern. Dadurch soll ein
größerer Markt für IT-Lösungen entstehen, der die

39Vgl.: http://www.justice.gov.hk/blis.nsf/e1bf50c09a33d3dc4825
64840019d2f4/e85196eb398eff9048256866002df31b?OpenDocument,
Aufruf am 2.12.2003.

40http://www.info.gov.hk/digital21/eng/download/download/20
01digital21e.pdf, Aufruf am 12.11.2003, S.29-35.

Entwicklung einer lokalen IT-Industrie positiv beein-
flusst.
Ein weiterer wichtiger Punkt zur Verbesserung des
E-Government ist die Einführung von elektronischen
Transaktionen zwischen den verschiedenen Verwal-
tungseinheiten. Als erste Projekte in diesem Bereich
sollen die jährlichen Haushaltspläne online erstellt
und Systeme für die elektronische Materialbestellung
von Ämtern eingeführt werden.41

3. Entwicklung eines Arbeitskräftepotenzials

für die Informationsindustrie

Der dritte Zielbereich betrifft Maßnahmen zur Verbes-
serung des Potenzials an gut ausgebildeten IT-Spe-
zialisten. Zu diesem Zweck sollen von 2001 an ver-
stärkt international renommierte IT-Ausbildungsor-
ganisationen für Fortbildungskurse in Hongkong ge-
wonnen werden. Als weitere Maßnahme zur Behe-
bung des Mangels an IT-Spezialisten sollen Regelun-
gen zur Aufnahme von IT-Fachkräften aus anderen
Orten, vorzugsweise vom chinesischen Festland, ge-
troffen werden.
Um junge Menschen verstärkt an die Informations-
technologie heranzuführen und sie für elektronische
Informations- und Kommunikationstechniken zu
interessieren, soll der bereits 1998 verabschiedete
Fünfjahresplan zur IT-Ausbildung an den Schulen
weiter umgesetzt werden. Auch Weiterbildungskurse
im IT-Bereich für Erwachsene sollen gefördert wer-
den.42

4. Stärkung der Gesellschaft für die Nutzung

digitaler Technologien

Der vierte Bereich von Maßnahmen, der in der Stra-
tegie von 2001 formuliert wird, hat vor allem das Ziel,
dem so genannten „Digital Divide“ (shuma gemo) ent-
gegenzuwirken.
Um den Effekt der digitalen Spaltung zu beobachten
und dokumentieren zu können, sollen jährlich Um-
fragen über die Nutzung von IT in der Bevölkerung
durchgeführt werden.
An vielen öffentlichen Plätzen Hongkongs wie Äm-
tern, Bibliotheken, Postfilialen usw. sollen verstärkt
öffentliche Computer eingerichtet werden, um allen
Hongkongern die Möglichkeit zu bieten, die moder-
nen elektronischen Informations- und Kommunikati-
onstechnologien zu nutzen und ein Bewusstsein für
die „Allgegenwärtigkeit“ und Wichtigkeit dieser Tech-
nologien in der Bevölkerung zu schaffen.
Außerdem sollen Computer- und IT-Kurse speziell für
Bevölkerungsgruppen mit wenig Gelegenheit zur Nut-
zung und wenig ausgeprägtem Wissen über elektroni-
sche Informations- und Kommunikationstechnologien,
wie beispielsweise Senioren, Hausfrauen oder Behin-
derte, angeboten werden.
Bis 2002 sollen alle Regierungswebsites43 bestimmte

41Ebd., S.36-40.
42Ebd., S.41-44.
43Eine Website umfasst alle Inhalte eines Servers im WWW, wäh-

rend eine Webseite (engl. Webpage) nur eine einzelne Seite (einer
Website) meint. Die Homepage bezeichnet Start- bzw. Einstiegsseite
eines Internet-Angebotes.
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Richtlinien erfüllen, die gewährleisten sollen, dass
die Internetseiten der Regierung möglichst allen Bür-
gern, besonders auch Behinderten, zugänglich sind.44

5. Einsatz von Hongkongs Stärken bei der Nut-

zung von Technologien

Das fünfte Maßnahmenpaket der IT-Strategie von
2001 befasst sich mit den Technologien, die in Zu-
kunft verstärkt weiterentwickelt werden sollen. Dazu
gehört die nächste Generation (3G) von Mobilfunkan-
wendungen, die aufgrund ihrer hohen Bandbreite neue
Funktionen erlaubt. Von 2001 an sollen entsprechen-
de Nutzungslizenzen an die Privatwirtschaft vergeben
werden. Zudem sollen von der Hongkong Post bereits
ab 2001 digitale Zertifikate für elektronische Trans-
aktionen (beispielsweise über das ESD-System) aus-
gestellt werden. Damit sollen neue Impulse für die
Nutzung von Diensten über den Mobilfunk gegeben
werden.
Eine weitere Neuentwicklung sind digitale Perso-
nalausweise im Chipkartenformat, die verschiedene
Funktionen miteinander vereinen sollen. Diese neu-
en Personalausweise in Form von „Smartcards“ sollen
von 2003 an ausgestellt werden.
Darüber hinaus ist geplant, dass sich Hongkong an
der Weiterentwicklung der Internet-Technologien be-
teiligt. Als wichtigstes Projekt in diesem Bereich ist
die Beteiligung Hongkonger Forschungseinrichtungen
an dem Internet2-Forschungsprojekt zu nennen, das
durch ein Netzwerk amerikanischer Universitäten be-
trieben wird. Hongkonger Einrichtungen sollen im Zu-
ge dessen auch an das Internet2 angebunden wer-
den.45

Im Zuge der neuen IT-Strategie von 2001 hat die Re-
gierung wichtige organisatorische Veränderungen vorge-
nommen. Entsprechend dem Papier „Hongkong: Connec-
ting the World“ wurde das E-Government Coordination
Office (EGCO) neu eingerichtet, welches die Aufgabe hat,
die Agenda für E-Government zu formulieren. Für die
Koordination der E-Government-Pläne in den verschie-
denen Ämtern wurden jeweils Beauftragte für E-Govern-
ment eingesetzt.

Als weitere Neuerung wurde ein Steering Committee
für E-Government unter der Leitung des Secretary for In-
formation Technology and Broadcasting eingerichtet. Die-
ses hat die Aufgabe, die E-Government-Politik zu for-
mulieren, die Umsetzung der E-Government-Strategie zu
steuern, die Zielvorgaben für E-Government festzulegen
und den Schulungsbedarf der Staatsbeamten zu ermitteln.

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Hong-
konger Regierung eine so genannte „Push“-Strategie für
E-Government verfolgt. Diese ist dadurch gekennzeich-
net, dass der Staat eine Gesamtkonzeption für E-Govern-
ment entwickelt und die zur Verwirklichung notwendigen
Maßnahmen zentral plant, koordiniert und steuert. Da-
durch können die Maßnahmen schnell umgesetzt und die
Ressourcen effektiv eingesetzt werden. Bei einer „Pull“-
Strategie hätte der Staat dagegen eine eher abwartende

44http://www.info.gov.hk/digital21/eng/download/download/20
01digital21e.pdf, Aufruf am 12.11.2003, S.45-47.

45Ebd., S.48-50.

Haltung eingenommen und würde erst auf eine entspre-
chende Nachfrage hin reagieren und für diese dann Lö-
sungen entwickeln.46 Eine Push-Strategie lässt sich in fö-
deral strukturierten Staaten praktisch nicht durchführen.
Es sind eher kleinere Länder wie Finnland oder Stadtstaa-
ten wie Singapur, die einen Push-Ansatz verfolgen. Föde-
ral strukturierte Länder setzen dagegen normalerweise auf
eine Pull- oder Facilisation-Strategie.47

4.3 Entwurf einer Neufassung der Strate-
gie Digital 21 für das Jahr 2004

Da die Zielvorgaben der IT-Strategie von 2001 „Connect-
ing the World“ bis Ende 2003 im Wesentlichen realisiert
werden konnten, soll Anfang 2004 eine weitere Aktuali-
sierung von Digital 21 veröffentlicht werden. Der Entwurf
dieses Strategiepapiers sieht folgende acht Hauptbereiche
für die weitere Entwicklung Hongkongs im IT-Bereich vor.

1. Die Regierung als Vorreiter

Die Regierung soll auch weiterhin eine Vorreiterrolle
übernehmen und Hongkongs Stellung als eine der
weltweit führenden digitalen Städte weiterentwickeln.
Die Strategie des Outsourcing von IT-Projekten soll
weiter vorangetrieben werden mit dem Ziel, den
privaten IT-Sektor zu stärken sowie technische und
unternehmerische Innovationen zu fördern.

2. Ein nachhaltiges E-Government-Angebot

Die Regierung soll sich künftig darauf konzentrie-
ren, die vorhandenen E-Government-Angebote für
die Bürger noch attraktiver zu gestalten, um deren
Nutzung durch die Bürger zu fördern. Außerdem soll
die Verwaltung von Kunden (Bürger-)beziehungen
(customer relations management) verbessert sowie
die Erreichbarkeit und Transparenz der Regierung
erhöht werden.

3. Infrastruktur und ökonomische Rahmenbe-

dingungen

Die Regierung soll die Akzeptanz von E-Business för-
dern und die Unterstützung der beiden großen Pro-
jekte in diesem Bereich, Cyberport und Science Park,
weiter fortführen. Sie soll politische und rechtliche
Rahmenbedingungen schaffen, die eine reibungslose
Weiterentwicklung der Informationsindustrie ermög-
lichen.

4. Institutionelle Neuordnung

Das Information Technology Services Department soll
in die Abteilung für Communications and Technology
des Commerce, Industry and Technology Bureau
eingegliedert werden. Es soll dann eine koordinie-
rende Rolle bei der Entwicklung neuer Dienste und

46Es werden drei verschiedene Grundtypen von E-Government-
Strategien unterschieden: Push-, Pull- und Facilisation-Strategie.
Letztere ist praktisch eine Mischform aus den beiden erstgenann-
ten. Vgl.: Booz Allen Hamilton, E-Government und der moderne
Staat, Frankfurt/Main 2002: F.A.Z. Institut, S.161-167.

47In der Schweiz wird beispielsweise der Pull-Ansatz favorisiert.
Vgl.: Urs Rudolf von Rohr, „eGovernment und die Auswirkungen auf
die Verwaltung“, in: Michael Gisler/Dieter Spahni (Hrsg.), eGovern-
ment. Eine Standortbestimmung, Bern 2001: Paul Haupt, S.121.
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Anwendungen, der Unterstützung der Informations-
industrie und der Förderung der Akzeptanz von IT
wahrnehmen. Darüber hinaus soll geprüft werden,
ob die vorhandenen behördlichen Strukturen für die
Informations- und Telekommunikationsindustrie den
heutigen Anforderungen von Konvergenz und Dere-
gulierung in Hongkong noch angemessen sind.

5. Technologische Entwicklung

Die Regierung soll auch weiterhin in Forschung und
Entwicklung investieren, um die Entwicklung inno-
vativer Dienste und Anwendungen in Bereichen wie
Funktechnologien, digitale Unterhaltung und Open
Source Software voranzutreiben.

6. Eine dynamische IT-Industrie

Die Regierung soll die dynamische, wettbewerbsfähi-
ge und innovative IT-Industrie Hongkongs fördern.
Durch Nutzung der Chancen, die der festlandchinesi-
sche Markt bietet, das Aufbauen von Marken und die
Handelsförderung des Hongkonger Trade Develop-
ment Council sowie verschiedene andere Maßnahmen
soll die ortsansässige Industrie dabei unterstützt
werden, die Servicequalität und Leistungsfähigkeit zu
erhöhen.

7. Ausbildung in der Wissensökonomie

Die Regierung soll in Zusammenarbeit mit Bildungs-
einrichtungen und der Industrie Ausbildung und
Qualifikation der Hongkonger im IT-Bereich weiter
erhöhen. Dem Education and Manpower Bureau soll
die Aufgabe zukommen, den momentanen Stand der
Integration von IT in die Ausbildung zu erfassen und
strategische Ziele für die Bildung im IT-Bereich zu
formulieren.

8. Digitaler Spaltung entgegenwirken

Die Regierung soll weiterhin Anstrengungen unter-
nehmen, um durch verschiedenste Maßnahmen „Dig-
ital Divide“ in der Gesellschaft entgegenzuwirken.

Die Bürger sind aufgerufen, bis zum 10. Dezember
2003 postalisch, per Fax oder E-Mail Vorschläge für die
Aktualisierung der IT-Strategie einzubringen. Diese sollen
dann gegebenenfalls bei der endgültigen Formulierung der
2004-Digital-21-Strategie berücksichtigt werden.48

* Stefan Zimmermann, M.A., hat Sinologie und Soziologie
in Tübingen, Berlin, Taibei und Nanjing studiert. Er ist
derzeit als Übersetzer und Autor in Berlin tätig. E-Mail:
stefan.zimmermann@web.de.

48Vgl.: http://www.info.gov.hk/citb/ctb/english/paper/doc/200
4_D21_Strategy_consultation_paper_Eng.pdf, Aufruf am
2.12.2003.


